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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Gewerbeſchulrat Bauersfeld iſt Der Hilfslehrer, Regierungsbaumeiſter 
mit der Wahrnehmung der Dienſtgeſchäfte Dipl.-Ing. Claus Elfers iſt zum plan⸗ 
eines Regierungs- und Gewerbeſchulrats bei mäßigen Studienrat an der ſtaatlichen Bau⸗ 
den Regierungen in Lüneburg und Stade mit gewerkſchule in Nienburg ernannt worden. 
dem Amtsſitz in Lüneburg beauftragt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungs angelegenheiten. 


Lohntarif für Lohnempfänger bei Staatsbehörden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Beide dere ee I 

Der zwiſchen der Reichsregierung und der Preußiſchen Staatsregierung einerſeits und 
den hieſigen Ortsgruppen des Verbandes der Gemeinde- und Staatsarbeiter, des Deutſchen 
Transportarbeiterverbandes und des Verbandes der Gärtner und Gärtnereiarbeiter anderer- 
ſeits unterm 11. Mai d. Is. geſchloſſene Lohntarifvertrag für die Lohnempfänger bei den 
Reichs⸗ und Staatsbehörden in Groß-Berlin iſt mit Ablauf ſeiner Geltungsdauer — 
30. September 1920 — gekündigt worden. Die Verhandlungen wegen des Abſchluſſes 
eines neuen Lohntarifs ſind eingeleitet, aber noch nicht zu Ende geführt. Im Hinblick 
hierauf wird daher beſtimmt, daß für die bei den preußiſchen Staatsbehörden in Groß⸗ 
Berlin beſchäftigten Lohnempfänger die in dem Lohntarife vom 11. Mai 1920 (vgl. Erlaß 
vom 29. Mai 1920, HM Bl. S. 164) ſowie die in dem mit Erlaß vom 7. September 1920 
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(HMBL. S. 262) überſandten Ergänzungsabkommen vom 24. Auguſt 1920 vorgeſehenen 
Löhne bzw. Wochenzuſchläge auch über den 30. September 1920 hinaus bis auf weiteres 
weitergezahlt werden. 


Die auf Grund der Beſtimmung in dem fünften Abſatz des Runderlaſſes vom 
29. Mai 1920 (SMBl. S. 164) und im dritten Abſatz des Runderlaſſes vom 7. September 
1920 (HM Bl. S. 262) außerhalb Groß⸗Berlins feſtgeſetzten Löhne uſw. ſind gleichfalls bis 
auf weiteres fortzugewähren. 
In Vertretung. 
ZB.1 3783. L 18585. Dönhoff. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden (ausſchließlich Borzellan- 
manufaktur) 


und zur Nachachtung 


an die Oberbergämter, die Geologiſche Landesanſtalt Berlin und die Bergakademie in 
Clausthal. 


—— —— ä—́AἈiũUncʒrñ ¾3U˙—ĩ — —— —-— —ę—- —Z— uv. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 
Börſenordnung für die Börſe in Hannover. 
Zweiter Nachtrag der Börſenordnung für die Börſe in Hannover. 
Gebühren. 
8 26. 

Für die zum Börſenhandel in Hannover neu zugelaſſenen Wertpapiere, mit Ausnahme 
von deutſchen Reichs und Staatsanleihen, haben die Antragſteller vor der Einführung 
eine Gebühr an die Börſenkaſſe und eine ſolche an die Kursmakler zu entrichten. 

Die an die Vörſenkaſſe zu zahlende Gebühr beträgt, abgeſehen von nachſtehenden 
Ausnahmen: 

1. bei feſtverzinslichen Wertpapieren: 

für jede angefangene Million bis zum Nennbetrage von 3 000 000 „ 200 M 
mindeſtens jedoch 8 e N BE u A EINE 
für jede weitere angefangene Million . . n - 100 = 

II. bei nicht feſtverzinslichen Wertpapieren: 

für jede angefangene Million bis zum Neunbetrage von 3000 000 M 500 
mindeſtens jedoch EN Fr Penn s 
für jede weitere angefangene Million 125 
bzw. wenn kein Nennwert beſteht, 750 „% bis 1000 % nach Ermeſſen der Zur 
laſſungsſtelle. 


Für 

a) die im 8 40 des VBörſengeſetzes bezeichneten Wertpapiere, mit Ausnahme der 
Schuldverſchreibungen der Hypothekenbanken, 

p) ſolche bereits zugelaſſene Schuldverſchreibungen, die durch Abſtempelung eine 
Anderung des Zinsfußes oder eines ſonſtigen Rechtsverhältniſſes erfahren haben, 
beträgt die für die Benutzung der Vörſeneinrichtungen an die Börſenkaſſe zu 
zahlende Gebühr nur die Hälfte der unter! vorgeſchriebenen Sätze, mindeſtens 
jedoch 200 . 


Die an die Kursmakler insgeſamt zu entrichtende Gebühr beträgt ein Zehntel vom 
Tauſend des Nennwerts mit der Maßgabe, daß bei feſtverzinslichen Wertpapieren die 
Mindeſtgebühr 150 4, die Höchſtgebühr 300 M, bei nicht feſtverzinslichen Wertpapieren 
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und ſolchen, deren Nennwert nicht feſtſteht, 
600 „ beträgt. In keinem Falle jedoch darf 
gebühr überſteigen. 


Hannover, den 19. Auguſt 1920. 


Die Handelskammer. 


die Mindeſtgebühr 300 &, die Höchſtgebühr 
die Gebühr für die Kursmakler die Vörſen⸗ 


Genehmigt. 
Berlin, den 21. Oktober 1920. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 


IIb 7376. Neuhaus. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
2. Oktober 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter bei den Kammern für 
Handelsſachen der Landgerichte I und II in Berlin wird das der Allgemeinen Verfügung 
vom 12. März 1904 (JM Bl. S. 65) beigefügte, zuletzt durch die Allgemeine Verfügung 
vom 2. Dezember 1907 (JMBl. S. 595) ergänzte Verzeichnis B zu Nr. 5 und 6a in der 
aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 4. Oktober 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
M. f. H. II a 6989. — IM. Ia 1401. 20. 


Der Juſtizminiſter. 


Anlage 
Verzeichnis B. 
— — — ——— —ů 


7 Anzahl der von den einzelnen Organen des Handels⸗ 
ſtandes vorzuſchlagenden Perſonen 


ee Zum Vorſchlage Anzahl bei ganz. Er 
2 Si tz Jah e bei Ernennung von 
8 902 licher Er⸗ 
u 1 neuerun 8 3 5 
2 der Kammer N 75 des an einem zwei drei vier 
5 > Handelsrichter delsrichter- 3 
3 für ; perſonals Handelsrichtern oder Stellvertretern 
3 berechtigte Organe 
Handelsſachen . 8 a a Bun zin n au 
des Handelsſtandes |, |S SE 2 2 8 ES SS S E 
SS 32[28 e eee 
8 c 58 f 5 8 8 &3 EB 27 
DENE DE arg S SES DEZE BE 


E 


5.] Berlin Handelskammer 
Landgericht )] zu Berlin 80 80160 160 2 4 4 66 Er 
(vgl. auch Nr. 6 u. 6a) A 
6a. Berlin⸗Char⸗a) Handelskammer | 
lottenburg zu Berlin . 28 28 2 2 334 4/1 51 5 
(Land⸗ (vgl. auch Nr. 5 u. 6) | 
gericht III b) Potsdamer Han⸗(28 28 | Wr 
in Berlin) delsfammer(Sit | | | | 
Berlin) 28 28 2 2 3131 4 


(vgl. auch Nr. 6) 


Y 
. 
ö 
An Tage, 
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Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch 


7. Oktober 1920 angeordnete Erhöhung 
der Kammer für Han 
Verfügung vom 12. März 1904 (JMBl. S. 65) in der Faſſ 
fügung vom 15. November 1919 (JMBl. S. 576) beigefügte Verze 
der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Handelsrichter bei 


wolags: 


Berlin, den 8. Oktober 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


IM. 1a 1605. 20. — M. f. H. IIa 7046. 


Anlage. 


Sitz der Kammer 


delsſachen in 


die Allgemeine Verfügung d 
der Zahl der Handelsricht 
Münſter wird das der 
ung der Allgemeinen Ver⸗ 
ichnis A zu Nr. 16 in 


Verzeichnis A. 


Anzahl der 


Der Juſtizminiſter. 


es Juſtizminiſters vom 
er und ſtellvertretenden 
Allgemeinen 


Anzahl der von den 


Ifde. Zum Vorſchlage einzelnen Organen 
Nr für der Handelsrichter berechtigte Handels des Handelsſtandes 
I Handelsſachen Organe des Handelsſtandes richter Ei an 
1 8 4 5 

16 Münſter i. W. a) Handelskammer zu 
Münſter i. W. (vgl. auch 
F — ah 
p) Niederrheiniſche Handels. | 
kammer Duisburg-Weſel Pl 
zu Duisburg⸗Ruhrort | 
(vgl. auch Nr. 13) 8 | 8 2 


Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die all 


7. Oktober 1920 angeordnete Erhöhung der Z 


Handelsrichter bei den Kammern für Handels 
der allgemeinen Verfügung vom 12. März 1904 (JM Bl. S. 65) beigef 


gemeine Verfügung des 
ahl der Handelsrichter un 
achen des Landgerichts in 
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d ſtellvertretenden 
Breslau wird das 
ügte Verzeichnis B 


gage 0 * 1 N “ 
Tau Nr. 11 in der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 
Berlin, den 8. Oktober 1920. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Neuhaus. Geißler. 
{a 1576. 20 JM. Ila 7009 M. f. H. 
Anlage. Verzeichnis B. 
Anzahl der von den einzelnen Organen des Handels- 
ſtandes vorzuſchlagenden Perſonen 
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Ernennung von Handelsrichtern. 
Mit Rückſicht auf die durch die allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
11. Oktober 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter bei der Kammer für, 
Handelsſachen in Stralſund wird das der allgemeinen Verfügung vom 12. März 1904 
(JMBl. S. 65) beigefügte Verzeichnis . zu Nr. 8 in der aus der Anlage erſichtlichen 
Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 12. Oktober 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 


la 1617. 20 An Ha 7098 M. f. H. 
Anlage. 


Verzeichnis B. 


„Anzahl der von den einzelnen Organen des Handels⸗ 
ſtandes vorzuſchlagenden Perſonen 


F EL" Zum Vorſchlage Anzahl . f nenn 
2 der Kammer N 5 a re) | einem zwei 4 drei vier 
$ für es en Handelsrichtern oder Stellvertretern 
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Stralſund Handelskammer alal 8 8 22 8 44 61 61 84 8 
zu Stralſund 


Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
11. Oktober 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden 
Handelsrichter bei den Kammern für Handelsſachen des Landgerichts in Eſſen wird das 
der allgemeinen Verfügung vom 12. März 1904 (SM Bl. S. 81) beigefügte Verzeichnis A 
zu Nr. 14 in der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 12. Oktober 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Neuhaus. Geißler. 


1a 1618. 20 JM. — Ila 7144 M. f. H. 
Aulage. 


Verzeichnis A. 


Lide Sitz der Kammer Zum Vorſchlage N DER eee 
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324 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Kehrbezirke. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, deu 5. November 1920. 

Es gibt in Preußen noch Kreiſe, in denen keine Kehrbezirke für Schornſteinfeger ein⸗ 
gerichtet ſind. Ich halte es für angezeigt, daß überall da, wo ſolche Kehrbezirke noch nicht 
beſtehen, im Intereſſe der Feuerſicherheit auf ihre Einrichtung hingewirkt wird, und erſuche 
Sie, das Erforderliche zu veranlaſſen. Bis zum 15. Jannar 1921 wollen Sie mir über 
den Erfolg Ihrer Anordnungen berichten. 

Im Auftrage. 
III 13 995 2. Ang. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Kehrbezirke. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 6. November 1920. 

Der Erlaß vom 14. September 1918 (HMBl. S. 257), wonach für die Dauer des 
Krieges von der Forderung, daß Bewerber um Bezirksſchornſteinfegerſtellen bis zum 
1. Oktober eines jeden Jahres anzuzeigen haben, ob ſie ihr Geſuch aufrecht erhalten, ab⸗ 
zuſehen iſt, iſt durch den inzwiſchen eingetretenen Friedenszuſtand aufgehoben. Bewerber, 
welche die Erneuerung ihres Geſuchs bis zum 1. Oktober d. Is. unterlaſſen haben, können 
bei genügender Entſchuldigung gemäß § 21 Abſ. 2 der Auſtellungsbeſtimmungen zum 
1. Oktober nächſten Jahres wieder auf die Bewerberliſte geſetzt werden. 


Im Auftrage. 
II 14 965. von Meyeren. 


An den Herren Regierungspräſidenten in N. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Stromlieferungsverträge der überlandzentralen. 


Berlin W), den 9. November 1920. 

Wir haben keine Bedenken dagegen zu erheben, daß die Grundſätze des Runderlaſſes 
vom 1. Februar 1912 (SHMBl. S. 33) über die Ausſchließung von Inſtallations⸗ 
und Materiallieferungsmonopolen in der Elektrizitätsinduſtrie auch auf ſolche Elektrizitäts⸗ 
unternehmungen Anwendung finden, die ſich auf den Bezirk einer Gemeinde beſchränken 
und die deshalb als Überlandzentralen nicht anzuſehen find. Sofern dieſe Elektrizitäts- 
unternehmungen für ihre Anlagen kein ſtaatliches Eigentum in Anſpruch nehmen, wird, 
ſoweit nötig, eine Einwirkung in dem angezeigten Sinne durch die zuſtändigen Behörden 
bei Anträgen auf Verleihung des Enteignungsrechts oder, ſoweit es ſich um kommunale 
Elektrizitätsunternehmungen handelt, durch die Kommunalaufſichtsbehörde innerhalb ihrer 
geſetzlichen Zuſtändigkeit vorzunehmen ſein. 


Der Miniſter Der Miniſter für Land⸗ Der Miniſter Der Miniſter 
für wirtſchaft, Domänen der des Innern. 
Handel und Gewerbe. und Forſten. öffentlichen Arbeiten. In Vertretung. 
Im Auftrage. Im Auftrage. Im Auftrage. Freund. 
Römhild. Abicht. Block. 


III 12849 M. f. H. — IA le 2755 M. f. L. — III A 5. 619 J) C M. d. ö. A. — IVa III 789 M. d. J. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Frankfurt a. O. 
und zur Beachtung 
an die übrigen Herren Regierungspräſideuten leinſchließlich Oppeln), die Regierungsſtelle 
in Schneidemühl, den Herrn Regierungspräſidenten von Oberſchleſien, Verwaltungsſtelle 
Breslau in Breslau und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Begriff „Orcheſter“ im Sinne der Verordnung über Freimachung von Arbeitsſtellen 
während der wirtſchaftlichen Demobilmachung. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 8e den 3, Hopenber 1920 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsarbeitsminiſter teile ich Ihnen mit, daß zur 
Auslegung des genannten Begriffs der Sprachgebrauch, die Materialien zum Verſicherungs⸗ 
geſetze für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 und zur Reichsverſicherungsordnung vom 
19. Juli 1911 ſowie Nr. 47 der Anleitung des Reichsverſicherungsamts vom 26. April 1912 
über den Kreis der nach der Reichsverſicherungsordnung gegen Invalidität und gegen Krankheit 
verſicherten Perſonen herangezogen werden können. Danach iſt der Begriff „Orcheſter“ im 
weiteſten Sinne zu verſtehen. Er ſetzt nur voraus, daß ſich mehrere Muſiker zu muſikaliſchen 
Darbietungen vereinigen und dabei einem Dirigenten oder ſonſtigen Unternehmer derart unter- 
ordnen, daß fie als ſeine Angeſtellten, nicht als feine Mitunternehmer anzuſehen ſind. Schon 
drei oder vier Muſiker können ein Orcheſter bilden (vgl. auch Mentzel, Schulz und Sitzler, 
Kommentar zum Verſicherungsgeſ. für Angeſt., Berlin 1913, S. 59, Anm. 39 zu § 1, Hanow 
und Lehmann, Kommentar zur RBO., Berlin 1912, Bd. 4, S. 27, Anm. 11 zu § 1226). 


Im Auftrage. 
IT 13896. von Meyeren. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Vergütung der Beiſitzer der Schlichtungsausſchüſſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 28. Oktober 1920. 


Im Anſchluß an den Runderlaß vom 18. Juni 1920 (HMBl. ©. 187). 


Anbei überſende ich Abdruck eines Rundſchreibens des Herrn Reichsminiſters der 
Finanzen vom 13. Oktober 1920, betreffend Erhöhung der Vergütung für die Beiſitzer der 
Schlichtungsausſchüſſe aus den Kreiſen der Arbeitgeber, zur weiteren Veranlaſſung. 


Im Auftrage. 
It 14859. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Regierungsſtelle in Schneidemühl, den Herrn 
Regierungspräſidenten von Oberſchleſien, Verwaltungsſtelle Breslau in Breslau und den 
Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Aulage. 
Der Reichsminiſter der Finanzen. Berlin W 66, den 19. Oktober 1920. 


Nachdem durch mein Schreiben vom 8. Juni d. Is. — 1 6 3091 He. den Bei- 
ſitzern der Schlichtungsausſchüſſe aus den Arbeitnehmerkreiſen der Mehrbetrag des ent- 
gangenen Arbeitsverdienſtes gegenüber den zuſtändigen Tagegeldern gemäß 8 16 der Ver— 
ordnung vom 23. Dezember 1918 (RGBl. S. 1456) zugebilligt worden iſt, kann den 
Beiſitern aus den Streifen der Arbeitgeber eine Erhöhung der Entſchädigung aus 
Billigkeitsgründen nicht verſagt werden. Ich erkläre mich daher damit einverſtanden, daß 
dieſen Beiſttzern bis zur endgültigen Regelung durch die Schlichtungsordnung zu der bis⸗ 
herigen Vergütung von 15 % künftig bei einer Sitzungsdauer von mehr als drei Stunden 
5 . für jede weitere Stunde gewährt werden. 


Im Auftrage. 


von Schlieben. 


An die Landesregierungen. 


Anlage. 


326 


J. Reichsverſich erungsordnung. 
I. Buch (Gemeinſame Vorſchriften). 
Oberverſicherungsämter und Militärverſorgungsgerichte in Berlin und Potsdam. 


Berlin Wö 66, den 27. Oktober 1920. 

Nach Bildung der neuen Stadtgemeinde Berlin (GS. 1920 S. 123) werden die 
Bezirke der Oberverſicherungsämter und Militärverſorgungsgerichte Groß-Berlin und Potsdam 
wie folgt neu abgegrenzt: 

1. Das Oberverſicherungsamt und Militärverſorgungsgeſetz Berlin (Groß-Berlin) in 
Charlottenburg umfaßt den Bezirk der neuen Stadtgemeinde Berlin. Vorſitzender iſt der 
Oberpräſident in Charlottenburg. 

2. Das Oberverſicherungsamt und Militärverſorgungsgericht Potsdam in Potsdam 
umfaßt den Regierungsbezirk Potsdam. Vorſitzender iſt der Regierungspräſident in Potsdam. 

Die Neuabgrenzung tritt mit dem 1. November 1920 in Kraft. 

Gleichzeitig wird beſtimmt, daß das bisherige Oberverſicherungsamt und Militär⸗ 
verſorgungsgericht Groß⸗Berlin von dieſem Tage ab die Bezeichnung „Oberverſicherungsamt 
und Militärverſorgungsgericht Berlin“ zu führen hat. 


Zugleich im Namen des Herrn Miniſters des Innern und des Herrn Finanzminiſters. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Im Auftrage. 
III V 1499 Woh. Bracht. 


An den Herrn Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg und von Berlin in Charlottenburg. 


Vergütung der Beiſitzer bei den Militärverſorgungsgerichten. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 3. November 1920. 

Der Herr Reichsarbeitsminiſter hat im Einverſtändnis mit dem Herrn Reichsminiſter 
der Finanzen die Vergütungen der Beiſitzer aus dem Kreiſe der Verſorgungsberechtigten 
für die Teilnahme an Sitzungen der Militäverſorgungsgerichte wie folgt feſtgeſetzt: 

Die Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten bei den Militärverſorgungsgerichten 
erhalten mit rückwirkender Kraft vom 1. Juli 1920 Vergütungen, die in Anlehnung an 
die für Reichsbeamte bei Dienſtreiſen geltenden Vorſchriften (vgl. die Verordnung vom 
8. September 1910, betreffend Tagegelder uſw. der Reichsbeamten, RGBl. ©. 993). und 
die neueren Erlaſſe des Reichsminiſters der Finanzen über die Tagegelder bei Dienſtreiſen 
feſtgeſetzt ſind. £ 

Es werden als Tagegeld gezahlt: 

a) für Sitzungen am Wohnort der Veiſitzer: 
1. an beſonders teuren Orten 28 M 
2. an den übrigen Orten 20 . 


b) für Sitzungen außerhalb des Wohnorts der Beiſitzer: 
1. bei Reifen nach beſonders teuren Orten 
aa) bei eintägiger Reiſedauer 28 , 
bh) bei mehrtägiger Reiſedauer 50 
bei Reiſen nach den übrigen Orten 
aa, bei eintägiger Reiſedauer 20 M 
bb) bei mehrtägiger Reiſedauer 40 4 
Daneben wird wie bisher Erſatz für Koſten der Hin⸗ und Rückreiſe gezahlt (ogl. § 21 
Beſt. des Reichsarbeitsminiſteriums vom 18. Februar 1919, RGBl. S. 217). N 
Als beſonders teure Orte gelten, gemäß Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen 
vom 17. Juni 1920: 
Aachen, Altona, Bremen, Breslau, Coblenz, Dortmund, Dresden, Düſſel⸗ 
dorf, Duisburg, Eſſen, Frankfurt a. M., Groß. Berlin, Hamburg, Hannover, 
Kiel, Köln, Königsberg i. Pr., Leipzig, Magdeburg, Mainz, Mannheim, München, 
Oppeln, Stettin und Trier. N 
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Beamte oder Offiziere, die nach ihrer Berabſchiedung noch als Beiſitzer der Militär⸗ 
verſorgungsgerichte mitgewirkt haben oder fernerhin mitwirken, dürfen, wenn ſie nicht als 
Beamte oder in der Tätigkeit von Beamten zu den Verſorgungsbehörden übergetreten ſind, 
für jede Sitzung eine Vergütung von 25 M und, falls Dienſtreiſen ausgeführt werden 
müſſen, dieſelben Tagegelder und Fuhrkoſten wie die Beiſitzer aus den Verſorgungs⸗ 
berechtigten erhalten. Die Vergütung von 25 / ermäßigt ſich auf 15 „, wenn einem 
Beiſitzer die Berichterſtattergebühr von 25 „ zuſteht. 

Die Vergütungen ſind gemäß Artikel II § 21 der Verordnung vom 1. Februar 1919 
(RGBl. S. 149) von den Militärverſorgungsgerichten einſtweilen vorſchußweiſe zu zahlen. 

a Im Auftrage. 
I V 1491 Bracht. 


Au die Militärverſorgungsgerichte. 


II. Buch. Grankenverſicherung.) 
Neuwahlen bei Krankenkaſſen. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 1. November 1920. 

Die auf Grund des Geſetzes, betreffend die Wahlen nach der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung, vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 348) erlaſſenen Verordnungen des Bundesrats 
verfolgten nicht den Zweck, die Amtsdauer der Vertreter in den Organen der Reichs⸗ 
verſicherung bis zu einem beſtimmten Endpunkt derart feſtzulegen, daß bis dahin Neu⸗ 
wahlen überhaupt unzuläſſig ſein ſollten, vielmehr ſollte nur die Beſchlußfähigkeit der 
Organe in ihrer bisherigen Beſetzung ſichergeſtellt werden. Rechtliche Bedenken beſtehen 
daher nicht, daß bei den Krankenkaſſen auch ſchon vor dem in den genannten Verordnungen 
beſtimmten Endtermin, nämlich vor dem 31. Dezember 1921, Wahlen vorgenommen werden, 
wie ſolche ja auch ſchon vielfach ſtattgefunden haben. 

In Vertretung. 
II 1064. Scheidt. 


An die Oberverſicherungsämter. 


Rechnungsnachweiſungen der Krankenkaſſen. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 2. November 1920. 

In Übereinſtimmung mit dem Herrn Reichsarbeitsminiſter genehmige ich, daß die 
Orts-, Land-, Betriebs- und Innungskrankenkaſſen auch für das Jahr 1921 an Stelle der 
nach § 30 der Bekanntmachung vom 9. Oktober 1913 über Art und Form der Rechnungs⸗ 
führung der Krankenkaſſen (Zentr.⸗Bl. f. d. Deutſche Reich, S. 1009) vorgeſehenen Nach⸗ 
weiſungen lediglich den Rechnungsabſchluß, die Vermögensnachweiſung und die Mitglieder⸗ 
nachweiſung — Muſter 1, 2, 3a und 3b — einreichen. 

Ich erſuche, durch die Verſicherungsämter die Krankenkaſſen von der Fortdauer der 
vereinfachten Berichterſtattung auch für das Jahr 1921 in Kenntnis zu ſetzen. 
Im Auftrage. 
all 1549. Bracht. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


5. Gewerbegerichte, Kaufmannsgerichte. 
Beiſitzerwahlen für Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 1. November 1920. 
Durch die Verordnung zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des Geſetzes, 
betreffend Kaufmannsgerichte, vom 29. Oktober d. Is. (RGGBl. S. 1843) iſt die Höchſt⸗ 


grenze des Jahresarbeitsverdienſtes an Lohn und Gehalt, bis zu welcher Betriebs beamte, 
Werkmeiſter und mit höheren techniſchen Dienſtleiſtungen betraute Angeſtellte als Arbeiter 
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im Sinne des Gewerbegerichtsgeſetzes gelten ſollen, und über die hinaus das Geſetz, be- 
treffend Kaufmannsgerichte, auf Handlungsgehilfen keine Anwendung findet, auf 30 000 4 
erhöht worden. Dadurch iſt eine Erweiterung des Kreiſes der für Beiſitzerwahlen für 
Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte Wahlberechtigten und Wählbaren herbeigeführt 
worden, die bei den bereits eingeleiteten, aber noch nicht beendeten Wahlen berückſichtigt 
werden muß. Soweit dieſe Wahlen am 30. Oktober d. Is., dem Tage des Inkrafttretens 
der Verordnung, noch nicht beendet waren, läßt es ſich nicht umgehen, die bereits getroffenen 
Wahlvorbereitungen und die ſeit dem 30. Oktober abgehaltenen Wahlen unter Beachtung 
der eingetretenen Veränderungen zu erneuern. Um die hierdurch entſtehenden Mehrkoſten 
tunlichſt einzuſchränken, habe ich nichts dagegen einzuwenden, wenn die vor dem 30. Oktober 
aufgeſtellten Wählerliſten, nachdem ſie den eingetretenen Anderungen entſprechend ergänzt 
oder berichtigt worden find, für die neu auszuſchreibende Wahl mitverwendet werden. In 
der Bekanntmachung über die erneute Auslegung der Wählerliſten ſowie über die Ein⸗ 
reichung neuer Wahlvorſchläge iſt zweckmäßig auf die veränderte Sachlage hinzuweiſen. 

Ich erſuche Sie, ſchleunigſt hiernach das Erforderliche zu veranlaſſen, insbeſondere 
auch für eine entſprechende Bekanntmachung Sorge zu tragen. 

Im Auftrage. 

III 14 699. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Fachſchulen. 


Meiſterprüfung für das Seilerhandwerk. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 4. November 1920. 


Auf Grund des letzten Abſatzes des § 133 der Gewerbeordnung habe ich die Abſchluß⸗ 
prüfung des Fabrikantenkurſus der Abteilung Seilerei der höheren Fachſchule für Textil⸗ 
induſtrie in Sorau N.⸗L. der Meiſterprüfung für das Seilerhandwerk gleichgeſtellt. Dieſe 
Beſtimmung findet jedoch nur hinſichtlich derjenigen Prüflinge Anwendung, welche die 
Geſellenprüfung beſtanden haben und mindeſtens drei Jahre als Geſellen in ihrem Gewerbe 
tätig geweſen ſind. 

Im Auftrage. 
IV 10816. Dr. von Seefeld. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 
VI. Nichtamtliches. 


Eutſcheidungen der Gerichte und Rekursbeſcheide. 
Straffreiheit der Arbeitnehmer bei freiwilliger überſchreitung der achtſtündigen Arbeitszeit. 


Entſcheidung des Reichsgerichts, II. Strafſenat, vom 6. Juli 1920. 

Die Angeklagten haben als Bierfahrer zweier Brauereien in der Zeit vom 
23. November 1918 bis in den Juni 1919 hinein bei ihren Fahrten zu der ländlichen 
Kundſchaft häufig, ja bei eintägigen Fahrten faſt regelmäßig, länger als acht Stunden am 
Tage gearbeitet, und zwar ganz aus freien Stücken. Sie ſollen hierdurch gegen die An⸗ 
ordnung des Reichsamts für die wirtſchaftliche Demobilmachung (Demobilmachungsamts) 
über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter vom 23. November 1918 (RGBl. 
S. 1334) verſtoßen haben, nach der die regelmäßige tägliche Arbeitszeit ſolcher Arbeiter aus⸗ 
ſchließlich der Pauſen die Dauer von acht Stunden nicht überſchreiten darf (Nr. II a. a. O.) 
und find dafür aus Nr. X daſelbſt zu je 10 / Geldſtrafe, hilfsweiſe 1 Tag Gefängnis, 
verurteilt. Ihre Reviſionen mußten Erfolg haben, da der feſtgeſetzte Tatbeſtand keine ſtraf⸗ 
bare Handlung enthält. f 
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Gegen die Gültigkeit der bezeichneten Anordnung (AO.) beſtehen keine Bedenken, 
freilich mit der Maßgabe, daß die Strafandrohung der Nr. X erſt durch die Verordnung 
der Reichsregierung über den Erlaß von Strafbeſtimmungen durch das Demobilmachungsamt 
vom 27. November 1918 (RGBl. S. 1330) nachträglich, und zwar für die Zeit vom Inkraft⸗ 
treten dieſer Verordnung ab (d. h. mit dem 12. Dezember 1918), gültig geworden iſt. Denn 
eine Befugnis zu Straffeſtſetzungen war dem Demobilmachungsamt durch den Erlaß der 
Volksbeauftragten über ſeine Errichtung vom 12. November 1918 (RGBl. S. 1304), auf Grund 
deſſen es die AO. vom 23. November 1918 erließ, nicht verliehen, und ſelbſt wenn man ſie 
aus der BRVO. vom 7. November 1918 über die wirtſchaftliche Demobilmachung (RGBl. 
S. 1292) herleiten und auf das nach der Revolution neu geſchaffene Demobilmachungsamt 
übertragen wollte, fo würde fie jedenfalls nach § 6 daſelbſt nur Geldſtrafe bis zu 100 000 M 
umfaſſen, nicht, wie Nr. 10 cit., auch Gefängnisſtrafe, ſei es für den Unvermögensfall 
(Abſ. 1 a. a. O.), ſei es wahlweiſe neben Geldſtrafe (Abſ. 2). Indes hat die erwähnte 
BO. vom 27. November 1918 dieſe fehlenden Ermächtigungen nachgeholt und damit rück— 
wirkend auch die ſchon erlaſſenen Strafbeſtimmungen in Nr. X der AO. vom 23. November 
1918 rechtsgültig gemacht, wie ihrem Inhalt und Zweck zweifelsfrei zu entnehmen iſt. 

Die Angeklagten gehören als Bierfahrer von Brauereien zu den von Nr. I der AO. 
betroffenen „gewerblichen Arbeitern in gewerblichen Betrieben“; ihre tägliche Arbeitszeit hat 
in zahlreichen Fällen ausſchließlich der Pauſen acht Stunden überſchritten, ohne daß nach 
der freilich angefochtenen Annahme des Landgerichts eine der Ausnahmen, welche 
die AO., insbeſondere in Nr. VII, zuläßt, gegeben war; dieſe Überſchreitung hat auch auf 
dem freien Willen der Angeklagten beruht. Inſoweit würde alſo ein Verſtoß gegen die 
von der AO. (Nr. II, Satz 1) gewollte Beſchränkung der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit 
vorliegen. Es fragt ſich jedoch, ob die Angeklagten — wovon das Landgericht ſtillſchweigend 
ausgeht — für einen derartigen Verſtoß überhaupt ſtrafbar verantwortlich gemacht werden 
können, m. a. W., ob die Nr. X mit ihren Strafandrohungen nicht allein auf den Arbeit— 
geber, ſondern ebenſowohl auf den Arbeitnehmer, der ſich an den ſogenannten Achtſtundentag 
nicht hält, anwendbar iſt. Das iſt aber zu verneinen. 

Zunächſt bietet der Wortlaut der AD. für eine jo weite Auslegung ihrer Straf— 
beſtimmungen keine Handhabe. Allerdings jagt ihre Nr. II in Satz ! ſchlechthin: „Die 
regelmäßige tägliche Arbeitszeit ausſchließlich der Pauſen darf die Dauer von acht Stunden 
nicht überſchreiten“ —, ohne kenntlich zu machen, wer eine ſolche Überſchreitung begehen 
würde, ob nur der Betriebsinhaber, der den Arbeiter länger beſchäftigt, oder auch letzterer, 
wenn er ſich länger beſchäftigen läßt oder von ſich aus länger im Betriebe tätig iſt. Aber 
ſchon die Erwähnung der Pauſen RE auf den Arbeitgeber als Verantwortlichen hin, 
denn er iſt es, der nach Nr. VIII Beginn und Ende der Arbeitszeit und Pauſen, wenn 
auch im Einvernehmen mit der Arbeiterſchaft, „feſtlegt“ und durch Aushang veröffentlicht, 
alſo die nötigen Berechnungen vorzunehmen hat, um die Grenzen der Nr. II, Satz 1 ein 
zuhalten, ſo namentlich, wenn gemäß Satz 2 daſelbſt Verkürzungen an Vorabenden der Sonn— 
und Feſttage unter Verteilung der Ausfallſtunden auf die übrigen Werktage ſtattfinden oder 
wenn gemäß Nr. VII anderweite Ausnahmen vom Achtſtundentag in beſonderen Fällen 
genehmigt werden. Die Nr. VII bezeichnet überdies eine derartige „abweichende Regelung“ 
mehrfach ausdrücklich als „Ausnahmen von den Beſchäftigungsbeſchränkungen gewerb— 
licher Arbeiter“ — einmal auch als „Ausnahmen von den Arbeiterſchutzbeſtimmungen“ —, 
worin zutage tritt, daß die ganze AO. nur die „Beſchäftigung“ des Arbeiters, d. h. ſeine 
Heranziehung zur Arbeit durch den Arbeitgeber, zeitlich regeln will, und zwar im Sinne 
ſeines „Schutzes“ gegen übermäßige Ausdehnung der Arbeitsdauer. Ganz unzweideutig 
gelangt dies zum Ausdruck in den Nrn. IV und , wo für gewiſſe Betriebe unter genau 
beſtimmten Vorausſetzungen Überfchreitungen der ordnungsmäßigen Arbeitszeit, insbeſondere 
auch bei Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern (Nr. V) geſtattet werden, um einen 
förderlichen Schichtwechſel zu ermöglichen; hier iſt nur davon die Rede, inwieweit eine 
„Heranziehung“ oder „Beſchäftigung“ der betreffenden Arbeiter und Arbeiterinnen erfolgen 
darf. In dieſen Fällen iſt es ſomit unzweifelhaft, daß hier nur dem Arbeitgeber eine 
Erleichterung gewährt werden ſoll, jedoch in engen Grenzen, und daß, wenn letztere nicht 
beachtet werden, er allein für die — alsdann unſtatthafte — Durchbrechung der Regel 
verantwortlich bleibt und nicht etwa auch die Arbeiter — zumal die jugendlichen oder die 
Arbeiterinnen —, von denen ja ein Überblick über die Befolgung der verwickelten Einzel⸗ 
beſtimmungen auch nicht einmal zu erwarten ſein würde. — Iſt das aber die Art, wie die 
AO. die von ihr ſelbſt geſchaffenen Ausnahmen behandelt, nämlich durchgehends im 
Sinne tunlichſter Schonung der davon berührten Arbeiter, fo iſt nicht erfindlich, wieſo fie 
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bei Aufſtellung der Regel in Nr. II, Satz 1 einen abweichenden, gegen die wirtſchaftliche 
Freiheit des Arbeitsnehmers gerichteten Standpunkt eingenommen haben könnte. Wenn 
alſo auch in ihrer Nr. X — wiederum ganz allgemein mit Strafe bedroht wird: 
„wer den vorſtehenden Beſtimmungen oder den auf Grund derſelben erlaſſenen 
Anordnnngen zuwiderhandelt“ —, 


ſo kaun doch einem Verbot immer nur zuwiderhandeln, wer von ihm betroffen wird, und 
alles, was in den vorhergehenden Nummern II bis VIII an Verboten und an (mit deren 
Einſchränkung verbundenen) Geboten enthalten iſt, läßt zwar deutlich die Beziehung auf den 
Arbeitgeber, nirgends aber bei einwandfreier Auslegung die Einbeziehung des Arbeitnehmers 
hervortreten. Damit begrenzt ſich die Tragweite der Strafbeſtimmungen. 

Es entſpricht dies auch durchaus den Zwecken und der Entſtehungsgeſchichte der AO. 
vom 23. November 1918. Sie iſt gleich anderen ihrer Erlaſſungszeit entſprungenen — vgl. 
beſonders die VO. von demſelben Tage über die Arbeitszeit in den Bäckereien und Kondi⸗ 
toreien (RG Bl. S. 1329), auch die über die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten vom 
18. März 1919 (RGBl. S. 315) — einerſeits eine weitere Ausgeſtaltung der ſeit lange im 
Fluſſe befindlichen Arbeiterſchutzgeſetzgebung, namentlich der einſchlägigen Beſtimmungen der 
GewO, anderſeits ein Erzeugnis der Staatsumwälzung vom November 1918, durch welche 
dieſe ganze Bewegung in neue, den einſeitigen Arbeiterintereſſen weit mehr entgegenkommende 
Bahnen gelenkt wurde. Ihr Hauptziel iſt daher die Verwirklichung einer alten Arbeiter⸗ 
forderung, die grundſätzliche Durchführung des Achtſtundentags in den gewerblichen Betrieben, 
alſo eine weittragende Neuerung, die fie indes in Anlehnung an die GewO. auf ſchon vor⸗ 
handenen Anſätzen (vgl. §§ 105 a ff., 135— 139, auch 120 ff. 1834 a, 134 h Nr. 1, 8 139 a 
GewO. und die Bezugnahme auf dieſes Geſetz in Nr. V der AO.) freilich unter Hinaus⸗ 
gehen über die dortige Beſchränkung auf beſonders ſchutzbedürftige Arbeiter und ohne Zuhilfe⸗ 
nahme anderweiter Verordnungsrechte, doch immerhin im Wege der Fortentwicklung aufbaut. 
Sie legt vorab als allgemeine Regel den Achtſtundentag feſt, und zwar dauernd, nicht etwa 
nur für die Zeit der Demobilmachung, deren beſondere Bedürfniſſe Verteilung des Arbeits⸗ 
ſtoffs auf die ſich anbietenden Arbeitskräfte, Unterbringung der durch die Abrüſtung arbeitslos 
Werdenden inſoweit, trotz ihres Erlaſſes durch das Demobilmachungsamt erſt in zweiter 
Linie von ihr vertreten werden. Das Weſentliche iſt der Schutz des gewerblichen Arbeiters 
gegen übermäßige Ausdehnung der Arbeitszeit, d. h. grundſätzlich gegen ein Arbeiten über 
acht Stunden hinaus. Dieſer Schutz wird im allgemeinen durch einen entſprechenden Druck 
auf den Arbeitgeber, mit dem ſich ſchon die GewO. begnügte — einige beſonders liegende 
Ausnahmen, wie 88 146a, 150 a, fallen nicht ins Gewicht —, mit hinlänglicher Sicherheit 
erreicht. Ihn durch ebenmäßigen Druck auf den Arbeitnehmer zu verſtärken, bieten die 
wenigen Fälle, in denen dieſer von ſich aus und ohne Wiſſen und Willen der Betriebs⸗ 
leitung Ueberarbeit leiſten könnte, keinen zwingenden Anlaß. Ein ſolcher Druck würde auch 
anderſeits mit der ſchlechthin arbeiterfreundlichen, nur auf Schutz der arbeitenden Klaſſe 
gegen den Unternehmer ausgehenden Grundrichtung dieſer Geſetzgebung nicht gut vereinbar 
ſein und durch Erregung von Mißſtimmung die Durchführung der Anordnungen eher hemmen als 
fördern. Jedenfalls enthielte er gegenüber der bisherigen Geſetzgebung, wie bereits erwähnt, 
eine Neuerung und noch dazu eine ſolche von auffallender Schroffheit nach der Richtung 
des Arbeitnehmers hin, eine Einſchränkung ſeines Rechtes zur freien Verfugung über ſeine 
Arbeitskraft, wie ſie gerade von einer Verordnung dieſes Zweckes, Inhalts und Ent⸗ 
ſtehungsgrundes am wenigſten zu erwarten wäre. Sollte das wirklich gewollt geweſen 
ſein, dann hätte man es klar und mißverſtändnisfrei zum Ausdruck bringen müſſen. Das 
iſt aber in der AO. vom 23. November 1918 nach dem Dargelegten keinesfalls geſchehen 
und deshalb muß dieſe dahin verſtanden werden, daß ſie es auch gar nicht beabſichtigt hat 
und daß die Unbeſtimmtheit ihrer Ausdrucksweiſe in den Nr. II und X auf anderen Ur⸗ 
ſachen beruht. N 

Hiernach kounten ſich die Augeklagten als Arbeitnehmer durch eine Überſchreitung der 
achtſtündigen Arbeitszeit nicht ſtrafbar machen. Sie waren, ohne daß es eines Eingehens 
auf die ſonſtigen Rügen der Reviſionsbegründung bedurfte, unter Aufhebung des ange⸗ 
fochtenen Urteils freizuſprechen. 
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